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Sehr geehrte Damen und Herren, 

eine wissenschaftlich fundierte Suche der Schweiz nach 
Endlagerstandorten, die die bestmögliche Sicherheit für Mensch und Umwelt 
gewährleisten, liegt auch im Interesse Deutschlands. Ich erkenne an, dass 
die Schweiz die grenzüberschreitenden Auswirkungen eines grenznahen 
geologischen Tiefenlagers ernst nimmt. Ich stelle fest, dass die Schweiz ein 
formelles Verfahren zur Einbeziehung betroffener deutscher Gemeinden 
etabliert hat, auch wenn nach meinem Verständnis die Betroffenheit weiter 
reicht als es die bisherige Beteiligung der deutschen Interessen abbildet und 
insofern eine weiträumigere Betrachtungsweise wünschenswert ist. 

Meine Stellungnahme wurde mit dem Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) abgestimmt. Die 
betroffenen Bundesbehörden wurden im Vorfeld beteiligt. Diese 
Stellungnahme deckt jedoch nicht notwendigerweise die Positionierung 
anderer staatlicher Stellen oder aus der Öffentlichkeit ab. 

Wesentliche Grundlage für meine Stellungnahme ist die Stellungnahme der 
Expertengruppe-Schweizer-Tiefenlager (ESchT) „Empfehlungen der ESchT 
für Etappe 3 des Schweizer Sachplanverfahrens geologische Tiefenlager" 
vom Januar 2018. 

Zu den 'Ergebnissen der Etappe 2 und im Hinblick auf die bevorstehende 
Etappe 3 nehme ich wie folgt Stellung: 
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1. 	 Ich danke für den mit Rücksicht auf den Wunsch Deutschlands erstellten 
zusammenfassenden „Bericht über die Auswirkungen geologischer 
Tiefenlager auf Mensch und Umwelt". Die Behandlung von 
Umweltauswirkungen eines derartigen Vorhabens muss sich an den 
international anerkannten Grundsätzen für Umweltprüfungen 
orientieren. Demzufolge muss ein Vorhaben in seiner Gesamtheit 
betrachtet werden; alle damit verbundenen Auswirkungen auf die 
Umwelt mit allen Wechselwirkungen müssen auf der Grundlage des 
aktuellen Planungsstandes ermittelt, beschrieben und bewertet werden. 
Nur dann wird in Etappe 3 eine umfassende vergleichende Beurteilung 
der unterschiedlichen Standorte möglich sein. 

Eine geschlossene Darstellung aller konventionellen und ebenso 
der radiologischen Umweltauswirkungen, die während der 
Errichtung, des Betriebs und in der Nachbetriebsphase unterirdischer 
und oberirdischer Anlagen auftreten können, ist daher für alle im 
Verfahren verbleibenden s·tandorte erforderlich. Wesentlich ist auch 
eine detaillierte Betrachtung der Auswirkungen von Störfällen beim 
Betrieb eines Endlagers, wobei der Betrachtungsraum an der potenziell 
weiträumigen Ausbreitung schädigender Wirkungen, insbesondere der 
ionisierenden Strahlung, orientiert sein muss. Diesen Anforderungen 
werden die bisher vorgelegten Berichte einschließlich des 
Umweltberichts aus hiesiger Sicht noch nicht gerecht. 

Für die notwendige Darstellung der Umweltauswirkungen ist darüber 
hinaus auch ein integraler Ansatz zur Behandlung des Tiefenlagers und 
des Felslabors erforderlich. Die vorgesehenen einander überlagernden 
Umweltverträglichkeitsprüfungen in den verschiedenen 
Verfahrensstufen (einerseits für das Tiefenlager und andererseits für 
das Felslabor) werden schwer nachzuvollziehen sein. Werden die 
Umweltauswirkungen von Tiefenlager und Felslabor dagegen 
gemeinsam dargestellt, können sie angemessen verglichen und 
bewertet werden. 

Die entsprechend erweiterte Betrachtung der Umweltauswirkungen 
sollte möglichst frühzeitig vorgenommen werden. Sinnvollerweise 
sollten die Ergebnisse zu dem Zeitpunkt vorliegen, zu dem der Betreiber 
Nagra die provisorische Standortauswahl vornimmt und das weitere 
Verfahren auf diesen Standort fokussiert. Damit könnte bei diesem 
wichtigen Verfahrensschritt eine Bewertung der möglichen 
Umweltauswirkungen berücksichtigt werden. 
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2. 	 Ziel der Etappe 3 ist es, aus den nach Etappe 2 noch verbliebenen 
potenziellen Standortgebieten jeweils ein Standortgebiet für ein 
Tiefenlager für hochradioaktive Abfälle und für schwach- und 
mittelradioaktive Abfälle auszuwählen (oder das Standortgebiet für ein 
Kombilager). Das bedeutet, dass zwischen unterschiedlichen 
Standorten ein Vergleich stattfindet. Bei dem Vergleich der 
potenziellen Standorte kommt es darauf an, dass er wesentlich unter 
Gesichtspunkten der Sicherheit erfolgt. Es ist zu erwarten, dass 
Standortgebiete aufgrund der pro'{isorischen Sicherheitsanalysen als 

1 

sicherheitstechnisch gleichwertig einzustufen sein werden. Daher wird 
die Rangfolge der Standortgebiete auf Basis einer qualitativen 
Bewertung der Kriterien für die Sicherheit und bautechnische 
Machbarkeit abzuleiten sein. Zu Beginn von Etappe 3 sollte festgelegt 
werden, welche Methodik angewandt wird, um die Eignung der 
betrachteten Standortgebiete zu vergleichen. 

Eine Vergleichbarkeit des Kenntnisstandes zu unterschiedlichen 
Standorten hängt auch wesentlich von den Erkundungsprogrammen 
ab. Es empfiehlt sich, vor Beginn der geowissenschaftlichen 
Untersuchungen in Etappe 3 einen Bewertungsprozess für die 
detaillierte Ausgestaltung der Erkundungsprogramme zu 
entwickeln und auch zu veröffentlichen. Hier sollte durch 
Bewertungsgrößen und -maßstäbe definiert werden, wann die 
Erkundung eine ausreichende Detailliertheit erreicht hat, so dass die 
jeweiligen zu erkundenden Merkmale erschöpfend abgeklärt sind. 

Eine vergleichende untertägige Erkundung der Standortgebiete ist laut 
Sachplanverfahren nicht vorgesehen. Daher muss für eine 
zuverlässige Charakterisierung der jeweilig anstehenden 
Gebirgsverhältnisse auf die Ergebnisse der Felduntersuchungen in 
Bohrlöchern sowie die laborativen Untersuchungen an Bohrkernmaterial 
in Etappe 3 zurückgegriffen werden. Den detaillierten Vorschlägen der 
ESchT vom Januar 2018 zu den nötigen Betrachtungen für einen 
differenzierten Standortvergleich schließe ich mich ausdrücklich an. 

Datenunsicherheiten, die nach den geowissenschaftlichen 
Untersuchungen in Etappe 3 noch bestehen, dürfen den Vergleich der 
Standortgebiete nicht beeinflussen. In der Vergangenheit wurden 
bereits unterschiedliche umfangreiche Analysen zu Auswirkungen eines 
geologischen Tiefenlagers durchgeführt. Dabei unterschieden sich aus 
weitgehend nachvollziehbaren Gründen häufig Untersuchungstiefe 
und -weite bezüglich der Sachverhalte auf Schweizer und deutscher 
Seite. Die Analysen zu Auswirkungen des geologischen Tiefenlagers 
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müssen jedoch für den gesamten Wirkungsraum vergleichbar sein. 
Dazu ist es nötig, einen vergleichbaren Kenntnisstand über die 
jeweiligen potenziellen Standorte zu erlangen. Bei Fragen der 
Datenverfügbarkeit und Untersuchungstiefe auf deutscher Seite sollten 
daher möglichst frühzeitig entsprechende Abstimmungen zwischen der 
Schweiz und Deutschland stattfinden. 

3. 	 Die potenziellen Standorte für die Oberflächenanlagen {OFA) wurden 
in einem partizipativen Verfahren nach Vorschlägen der Nagra durch die 
Regionalkonferenzen eingegrenzt. Alle in Etappe 2 ausgewählten 
Standorte befinden sich nahe der deutschen Grenze. Damit sind auch 
deutsche Bürgerinnen und Bürger von den Auswirkungen der OFA 
betroffen. 

Die Einbindung deutscher Gemeinden in die Regionalkonferenzen ist 
daher sehr zu begrüßen. Sie bildet allerdings nicht ausreichend die 
tatsächliche Betroffenheit deutscher im Vergleich zu Schweizer 
Gemeinden ab und ist daher in ihrer jetzigen Form nicht ausreichend. 

Gemäß dem Schweizer Verfahren zum Sachplan geologische 
Tiefenlager haben lnfrastrukturgemeinden eine herausgehobene 
Stellung. Der Begriff der lnfrastrukturgemeinden kann per Definition nur 
auf Schweizer Gemeinden angewandt werden. In den jüngeren 
Dokumenten des Schweizer BFE wird der Begriff der 
lnfrastrukturgemeinden relativ eng und ohne Berücksichtigung 
potenzieller Auswirkungen festgelegt. Als lnfrastrukturgemeinde sollen 
demnach zum einen die Standortgemeinden, d. h. die Gemeinden, 
unterhalb deren Gemeindegebiet ein geologisches Standortgebiet ganz 
oder teilweise liegt, gelten. Erfasst werden sollen außerdem solche 
Gemeinden, auf oder unterhalb deren Gebiet eine lnfrastrukturanlage 
mit Bezug zum Tiefenlager (OFA, Nebenzugangsanlage, oberirdische 
Erschließungsanlage, Depot, Bauinstallationsplatz) realisiert wird. 
Zugleich wird im Verfahren offen damit argumentiert, dass 
lnfrastrukturgemeinden erheblich höher betroffen seien als alle anderen, 
entfernteren Gemeinden. 

Wichtig ist aus hiesiger Sicht eine Anpassung der Definition der 
lnfrastrukturgemeinden. Die Definition sollte die besonderen 
Belastungen während Bau und Betrieb eines Endlagers berücksichtigen 
und damit auch auf deutsche Gemeinden angewendet werden können. 
Eine herausgehobene Stellung sollte auch Gemeinden eingeräumt 
werden, auf denen sich Zufahrtswege (Straße, Schiene) zu 
lnfrastrukturanlagen befinden, sowie solchen Gemeinden (auch jenseits 
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der Schweizer Grenzen), die in erheblichem Ausmaß von unmittelbaren 
Auswirkungen beim Bau oder Betrieb der Anlagen auf den 
Zugangswegen, z. B. durch Lärm oder Staubentwicklung oder durch 
Sichtbeziehungen, betroffen sind. Dies gilt zum Beispiel konkret für die 
Gemeinde Hohentengen mit Bezug zur Standortregion Nördlich Lägern, 
aber auch für die Gemeinden Lottstetten und Jestetten für die 
Standortregion Zürich Nordost. 

Die Sitzverteilung in den Regionalkonferenzen ist ein immer wieder 
diskutiertes Thema. Unabhängig von der Frage, ob bestimmte 
Gemeinden als lnfrastrukturgemeinden oder weitere betroffene 
Gemeinden anzusehen sind, habe ich großes Verständnis dafür, dass 
sich die Bürgerinnen und Bürger der angrenzenden Regionen in Baden
Württemberg nicht hinreichend repräsentiert fühlen, wenn sie bei der 
Diskussion um Endlagerstandorte „vor ihrer Haustür" nur einen geringen 
Stimmenanteil (etwa 1/7 bis 1/8) in den Regionalkonferenzen 
innehaben. Hieraus ergibt sich, dass auch die Zubilligung von Sitzen für 
die Etappe 3 noch einmal überprüft werden sollte. Durch eine stärkere 
Mitwirkung deutscher Gemeinden in den jeweiligen 
Regionalkonferenzen und einen insgesamt vergrößerten 
Betrachtungsraum würde ein entscheidender Beitrag dazu geleistet, 
dass die tatsächlich Betroffenen später die Entscheidungen tolerieren 
können. Hierzu zählen auch angemessene Rechtsschutzmöglichkeiten. 

Bei der endgültigen Festlegung der Standorte für die OFA sollte 
Folgendes berücksichtigt werden: 

Im Rahmen des Auswahlverfahrens der Standorte für die OFA in den 
Regionalkonferenzen gab es unterschiedliche Interpretationen zur 
Anwendung und Gewichtung von Planungsperimetern 
insbesondere zwischen den betroffenen Gemeinden auf deutscher Seite 
einerseits und Schweizer Seite andererseits. Am Ende haben die 
Regionalkonferenzen jeweils sehr grenznahe Standorte für die OFA 
vorgeschlagen. 

Aus deutscher Sicht ist das sehr kritisch zu beurteilen - insbesondere 
da im bisherigen Auswahlverfahren von der Nagra Standorte für OFA im 
gesamten Planungsperimeter vorgeschlagen worden sind. Während die 
Auswahl der für die Endlagerung geeigneten Gesteinsformationen als 
solche sicherheitstechnisch begründet ist, gilt dieses somit für die OFA 
nicht in gleicher Weise. Auch zwingende raumplanerische Gründe 
haben hier meiner Einschätzung nach nicht den Ausschlag gegeben. 



~ 1Bundesamt für
W' 	 kerntechnische 

Entsorgungssicherheit 

Seite 6 

Daher wird an dieser Stelle ausdrücklich auf die völkerrechtliche „no 
harm rule" verwiesen, zu deren Durchsetzung auch die in 
internationalen Übereinkommen (z. B. der Espoo-Konvention) 
verankerten grenzüberschreitenden Umweltprüfverfahren dienen. Es gilt 
in Etappe 3 Sorge dafür zu tragen, dass keine Entscheidungen gefällt 
werden, die dazu führen, dass die Belastungen durch die geplanten 
Einrichtungen überproportional auf deutscher Seite getragen werden 
müssen. Dies wäre etwa bei der Errichtung einer OFA in direkter Nähe 
und - im Fall Hohentengen - sogar in Sichtweite deutscher Gemeinden 
zu erwarten, wenn dies nicht aus Sicherheitserwägungen heraus 
notwendig ist. Es stellt sich die Frage, ob die in einem partizipativen 
Verfahren von den Regionalkonferenzen vorgeschlagenen OFA
Standorte diesem im grenzüberschreitenden Rahmen zu beachtenden 
Grundsatz gerecht werden. Im weiteren Verfahren muss sichergestellt 
werden, dass dieser völkerrechtliche Aspekt eingehalten wird. 

Hinsichtlich der Gestaltung der OFA und der Verteilung der 
insgesamt dazugehörigen Anlagen sowie der Schachtkopfanlagen 
hält die Nagra nach wie vor viele Varianten offen. Dies ist aus 
planerischer Sicht zunächst verständlich. Die insgesamt dadurch 
entstehenden Umweltauswirkungen sind allerdings schwer zu 
erkennen. Es sollte daher in der Etappe 3 zeitnah eine 
standortspezifische Präzisierung der Planung einschließlich der 
Darstellung der Umweltauswirkungen für die OFA und die 
Schachtkopfanlagen durchgeführt werden. 

Letztlich ist aus meiner Sicht im bisherigen Verfahren auch nicht 
ausreichend deutlich geworden, wann und durch wen in Etappe 3 die 
endgültige Entscheidung zu Lage und Gestaltung der OFA getroffen 
wird. 

4. 	 Aufgrund der zu erwartenden Belastungen, die durch 
Endlagerstandort(e) und insbesondere OFA auch auf die in den 
grenznahen Landkreisen auf deutscher Seite lebenden Menschen 
zukommen, erlaube ich mir, auch auf das Thema Kompensation und 
Abgeltung zu sprechen zu kommen. 

Das Sachplanverfahren sieht vor, dass die Standortregionen der 
künftigen geologischen Tiefenlager für radioaktive Abfälle Abgeltungen 
und Kompensationen erhalten. Es wird grundsätzlich begrüßt, dass den 
deutschen Gemeinden der Standortregionen ein Sitz in der jeweiligen 
Delegation der Gemeinden zugesichert wurde, die mit dem Kanton und 
den Entsorgungspflichtigen über Abgeltungen verhandeln wird. Positiv 
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bewerte ich auch die Regelung, dass Abgeltungen von der 
Standortregion innerhalb des Wirkungsparameters verwendet werden 
können und dass sich der Wirkungsparameter an funktionalen Kriterien 
der Betroffenheit und nicht an kommunalen Grenzen festmacht. In der 
Tat sollten sich die letztlich zu treffenden vertraglichen Regelungen über 
konkrete Beträge an tatsächlichen Auswirkungen und nicht an 
Verwaltungs- und Staatsgrenzen orientieren. Es wäre angemessen, 
dass schlussendlich auch deutsche Gemeinden von Abgeltungen und 
Kompensationen begünstigt werden. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt wird die Sammlung von 
Einzelmaßnahmen (insbesondere auf der Ebene der Gemeinden) 
vorbereitet. Dies entspricht nicht dem nach meinen Verständnis zu 
verfolgenden Ziel, kompensatorische Effekte für einen mittleren bis 
größeren Raum zu erreichen. Darüber hinaus könnte durch punktuelle 
Maßnahmen eine stärkere auch grenzübergreifende Vernetzung kaum 
erreicht werden. 

In diesem Zusammenhang halte ich es für sehr wichtig, dass über den 
Umgang mit Kompensation und Abgeltung auf der Grundlage einer 
regionalen Entwicklungsstrategie entschieden wird, um nachhaltige 
positive Effekte für die sozioökonomische Entwicklung der Region zu 
erreichen. In Etappe 3 sollte daher zunächst eine 
grenzüberschreitende regionale Entwicklungsstrategie erarbeitet 
werden. 

Hierfür ist eine entsprechende Repräsentanz regionaler Vertreter/innen 
auch der übergeordneten Ebene nötig. Ich empfehle daher, analog zur 
vorgesehenen Einbindung der Kantone auch das Land Baden
Württemberg an den Verhandlungen über Abgeltungen und 
Kompensationen zu beteiligen. Auf diese Weise wird besser erreicht 
werden können, dass die eingesetzten Mittel eine breite Wirkung in der 
gesamten betroffenen Region entfalten. 

Von der Umsetzung einer solchen grenzüberschreitenden regionalen 
Entwicklungsstrategie wird es maßgeblich abhängen, ob die 
Bevölkerung die Lasten der Endlagerung radioaktiver Abfälle in ihrer 
Region tolerieren kann. 

Mit freundlichen Grüßen 




